Initiativantrag 01: Solidarität mit den Protesten der Jugend (Version 2)
Antrag an die Diözesanversammlung des DPSG DV Köln 
Antragsteller*innen: 
Felix Kern (Bezirksvorstand Voreifel), Charlotte Schlotti Klodt (Bezirksvorstandsdelegierte Voreifel)
Die Diözesanversammlung möge beschließen:
Zum Einreichen sende den Antrag an dv@dpsg-koeln.de. Antragsfrist: 09.10.2026.
Nach der Antragsfrist gelten Anträge als Initiativanträge. Fristgerecht eingereichte Anträge werden sicher in die Tagesordnung aufgenommen. Bei Initiativanträgen muss die DV zunächst entscheiden, ob der Initiativantrag besprochen werden soll.
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Der Diözesanverband Köln positioniert sich klar an der Seite der jungen Menschen, die aktuell protestieren und solidarisiert sich mit ihren Anliegen. Sie fordern unter anderem gute Schulen mit ausreichend Lehrkräften und Inklusionsbegleitungen, mehr Chancen- und Bildungsgerechtigkeit, soziale Gerechtigkeit, bezahlbaren Wohnraum, einen Stopp der drohenden Wiederaufnahme der Wehrpflicht, eine konsequente Bekämpfung der Klimakrise und einen Stopp des wachsenden Rechtsrucks.
Diese Themen betreffen in besonderem Ausmaß junge Menschen und ihre Zukunft. Als Jugendverband verstehen wir unsere Aufgabe darin, ihnen zuzuhören, ein Sprachrohr für sie zu sein und sie aktiv zu unterstützen. Wir teilen die Sorgen und die Wut junger Menschen und möchten sie darin bestärken und ihnen zur Seite stehen, sich für ihre Anliegen einzusetzen und für eine lebenswerte Zukunft zu kämpfen. Wir begrüßen die Teilnahme junger (und aller) Menschen aus unseren Stämmen und Bezirken an diesen Protesten.
Wir möchten den Stimmen der Jugend Gehör verschaffen und beauftragen daher den Vorstand damit, einen entsprechenden Antrag zur Solidarisierung und aktiven Unterstützung der Anliegen der Jugend an die BDKJ-Diözesanversammlung zu stellen. Diese soll ihren politischen Einfluss aktiv dazu nutzen, der Jugend Gehör zu verschaffen und in ihren Anliegen aktiv zur Seite zu stehen und zu verhindern, dass ihre Anliegen delegitimiert werden. Ebenso beauftragen wir ihn, unsere Haltung auch aktiv in den Gremien von rdp und Jugendringen einzubringen, an denen er beteiligt ist.

Begründung:
Echte Mitbestimmung und Partizipation bleibt eine Floskel, wenn wir die Jugend nicht ernstnehmen und unterstützen, wenn sie so klar für ihre Anliegen eintreten.
Unsere Jugend hat ihre Stimme erhoben – und sie verdient es, dass wir ihr zuhören und an ihrer Seite stehen. Die jungen Menschen, die derzeit auf die Straße gehen, fordern keine Privilegien, sondern die Grundlagen einer menschenwürdigen Zukunft. Dazu gehören beispielsweise ausgestattete Schulen, in denen jede*r Schüler*in die
individuelle Unterstützung erhält, die er oder sie braucht; Lehrkräfte in ausreichender Zahl, damit Bildung nicht am Personalmangel scheitert; Inklusionsbegleitungen, die Inklusion von der Ausnahme zur Selbstverständlichkeit machen; und ein Bildungssystem, das Chancengerechtigkeit nicht vom Bankkonto der Eltern abhängig macht. Wir möchten die Jugend in ihrer Forderung unterstützen, selbst zu entscheiden, ob sie einen Wehrdienst machen wollen oder nicht. 
Die Anliegen der Jugend betreffen insbesondere Themen, die ihre eigene Zukunft existenziell beeinflussen und deren Konsequenzen sie am längsten betreffen werden. Zudem haben sie größtenteils noch kein demokratisches Stimmrecht. 
Wir verurteilen Versuche, die Anliegen der Jugendlichen zu delegitimieren. Wir folgen damit der NRW-Beauftragten für Kinderschutz und Kinderrechte, die fordert, dass wir "die inhaltlichen Forderungen diskutieren" und warnt: "sonst wiederholen Politik und Gesellschaft den Fehler, legitime Anliegen durch eine verfehlte Debatte beiseitezuschieben. Wir laufen dadurch auch Gefahr, dass sich Jugendliche aus dem demokratischen Diskurs verabschieden. Demokratie braucht junge Menschen, die an die Zukunft unserer Gemeinschaft glauben.“ 1 Mit unseren Mitteln und der Organisierung in Dachverbänden wie dem BDKJ und dem rdp möchten wir uns dafür einsetzen, dass ihre Forderungen im Mittelpunkt stehen.
Als Pfadfinder*innen der DPSG verpflichtet uns unsere Ordnung2, Demokratie aktiv zu gestalten, Mut zu zeigen und Verantwortung zu übernehmen. Wer Mitbestimmung fordert, muss sich auch Unbequemem stellen – und wer junge Menschen ernst nimmt, muss ihre Sorgen teilen und für sie eintreten. Wir haben uns als DPSG wiederholt eindrücklich zu Demokratie, Jugendbeteiligung und Mitbestimmung bekannt und klar benannt, dass Pfadfinden politisch ist3. Es wäre ein Widerspruch zu unserem eigenen Anspruch, der Jugend nur zuzusehen.

Quellen:
1NRW-Beauftragte für Kinderrechte stellt sich hinter Gen-Z 
(abgerufen, am 07.11.26 10:00 Uhr)
2
3https://dpsg.de/de/verbandsleben/themen/politische-bildung-der-dpsg/methodenfaecher

